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I Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 (2) BauGB 

 
BUND OV Königstein-Glashütten 
Milcheshohl 27, 61462 Königstein 
Schreiben vom 15.06.2022 
Eingang am 15. Juni 2022 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass begrüßt wird, dass ein Gebäude errichtet wird, dass 
für den Klimawandel Vorbildcharakter haben soll. Da ein Haus mit viel Glas errichtet werden 
soll, wird darum gebeten eine Festsetzung vom Vogelschutz aufgenommen wird.  
 
Vorschlag: 
 
Zum Vogelschutz wird festgesetzt, dass bei großen Glasflächen zur Vermeidung von 
Vogelschlag Maßnahmen ergriffen werden sollen, die die Reflexionen verhindern oder 
vermindern. Möglichkeiten wären u.a.: Bedruckung des Glases mit Streifen oder Punkten, 
Spiegelreflexionen-reduzierende Beschichtung oder vorgezogene Begrünung wie z.B. bei 
einem Laubengang. 
 
Textfestsetzungen, B 5. Abgrabungen, Aufschüttungen, Terrassierungen 
 
Es wird auf die für den Edelkastanienhain festgesetzte Waldfläche verwiesen. Diese ist leider 
im Bebauungsplan nicht eingezeichnet. Daraus ergibt sich die Frage, inwieweit davon auch 
die Festlegung des Baufensters betroffen ist. 
 
Terrassierungen 
Aufgrund der bewegten Topographie, wünscht sich der BUND, dass das Haus mit der 
Rückseite an die vorhandene Geländestruktur direkt anschließt, um nach Möglichkeit 
unnötige Terrassierungen des Geländes zu vermeiden. Es werden Vorschläge zur sinnvollen 
Belichtung des Erdgeschosses in diesem Bereich vorgeschlagen. 
 
Sichtachse 
Es wäre wünschenswert, wenn der Baukörper sich mit der Vorderkante an den vorhandenen 
Häusern orientieren könnte, hier also die vorhandenen Vor- und Rücksprünge wieder 
aufgenommen werden würden. Das Baufenster sollte mit dem auf dem Flurstück 19/10 
identisch sein. Wenn das geplante Haus bis an die Straßenkante reichen würde, würde die 
vorherige Sichtachse entlang der Mauer von der Straße Am Mönchswald in die Oberstraße 
zerstört. 
Es könnte auf diesen Wunsch verzichtet werden, wenn das Gebäude ortsbildprägende 
Qualitäten aufweist. 
 
Ausnutzung des Baufensters 
Es werden Vorschläge zur Ausnutzung des Baufensters anhand von Fotos und gemusterten 
Flächen gemacht. Auf dem letzten Foto ist die favorisierte Lösung inklusive der 
Sichtachseneinhaltung dargestellt. Es wird eine Anpassung der GRZ von 0,4 auf 1,0 
angeregt. 
 
Zisterne 
Da der Boden vermutlich sehr felsig sein wird. Wird vom BUND vorgeschlagen statt einer 
Zisterne ein ausreichendes Retentionsvolumen als Alternative zur Zisterne auf dem 
begrünten Flachdach vorzusehen. 
 
Es wäre schön, wenn dieses Retentionsvolumen entsprechend einer Zisterne auch von der 
Zisternensatzung der Stadt Königstein im Taunus unterstützt werden könnte. Der BUND 
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wäre auch mit der Nutzung des Daches als Terrasse (max. 20% ohne Zugänge) und 
entsprechendem abschirmenden Bewuchs (Dachgarten) ausdrücklich einverstanden. 
Es soll jedenfalls bei der Anlage der Terrasse diese rund 2m von den vorderen und seitlichen 
Hauswänden zurückweichen, damit der negative Eindruck einer Dachterrasse vermieden 
wird. Bereits jetzt sind eine Hecke und mehrere Bäume auf den Flurstücken 19/8 und 19/9 
vorhanden. Es mögen noch bitte Festsetzungen zum Erhalt von Bäumen bzw. der Hecke 
und deren Entwicklung aufgenommen werden.  
 
Zu A 6 Nebenanlagen 
 
Hier sind die Anlagen für solare Strahlungsenergie auszunehmen, denn das würde z-B. eine 
Photovoltaikanlage als Balkonbrüstung oder ähnlich unmöglich machen. 
 
Zu B 3 Dacheindeckung 
 
Es wird darum gebeten als Klimawandelfolgeanpassung möglichst helle oder weiße 
dachfarben festzusetzen. Entsprechend wären schwarz, anthrazit, braun bzw. dunkle Bleche 
unzulässig. 
 
Vorschlag: 
 
… hat die Dacheindeckung mit möglichst hellen und matten Ziegeln in hellgrau, rot, hellrot 
oder weiß zu erfolgen, Naturschiefer ist als Gestaltungselement ebenfalls zulässig. 
Dachgauben können auch mit nicht glänzenden hellen Blechen abgedeckt werden. 
Glänzende oder chrom- silbrig wirkende Dachflächenelemente sind unzulässig. 
 
Zu B4 Grundstückseinfriedungen 
 
Es wird angeregt, dass man das Buswartehäuschen nicht ohne die Festsetzung eines 
Alternativstandorts wegfallen lässt. Es werden dafür zwei Standorte vorgeschlagen. Etwas 
bergauf liegt eine weitere Aussparung in der Natursteinmauer, die dafür genutzt werden 
könnte oder direkt an der Ecke Oberstraße/Am Mönchswald.  
 
D 9 Artenschutz 
 
Das vorhandene Grundstück bietet sich durch seine Struktur für Reptilien an. Es wird 
angeregt, dass wenn sich Reptilien finden ein Ersatzbiotop festgesetzt werden müsste.  
Hier fehlen im Zusammenhang des Bebauungsplans festgesetzte Ausgleichsmaßnahmen, 
die nur zum Zuge kommen, wenn sich Reptilien finden. Das nordöstlich angrenzende 
Grundstück könnte als Ersatzbiotop herangezogen werden. Dieses ist zurzeit mit viel 
Japanischem Knöterich bestanden. Man könnte diesen Neophyt beseitigen und dafür ein 
Ersatzhabitat für die Reptilien schaffen. 
 
Näheres bitten wir dem beiliegenden Schreiben zu entnehmen. 
 
Zu Einzelheiten verweisen wir auf das Schreiben als Anlage. 
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Beschlussvorschlag/Beschluss 

 
Vogelschlag: 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
Die textlichen Festsetzungen werden um Punk A7 Grünordnerische Festsetzungen 
erweitert. Auch die Begründung wird um Punkt 9.3 erweitert. 
 
 
Textfestsetzungen, B 5. Abgrabungen, Aufschüttungen, Terrassierungen 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Zur Klarstellung wird daraufhin gewiesen, dass diese Flächen im bestehenden M 13 und 
auch jetzt im M 13.1 immer als Mischgebiet ausgewiesen wurden. Eine Festsetzung zur 
Waldfläche gab und gibt es hier nicht. 
 
Die Festsetzungen für Abgrabung und Terrassierung sind seit Jahren in den 
Bebauungsplänen verankert. Hier wurden bereits gute Erfahrungen gesammelt. Auf Grund 
der topographischen Situation im gesamten Stadtgebiet, aber auch im Plangebiet, empfiehlt 
es sich an der Festsetzung festzuhalten. 
 
Sichtachse 
Der Anregung wird nicht gefolgt.  
 
Eine deutliche Sichtachse von der Straße „Am Mönchswald“ in die „Oberstraße“ ist nicht 
erkennbar. Im weiteren Verlauf der Oberstraße stehen die Häuser, auch aufgrund der 
Festsetzungen des Bebauungsplanes, deutlich näher an der Straße. Von der Straße „Am 
Mönchswald“ ist nur der Einfahrtstrichter der Oberstraße einsehbar. Das Heranrücken an 
die Straße unterstützt die typische straßenangrenzende Bebauung im weiteren Verlauf der 
Oberstraße und schützt zudem die im hinteren Bereich des Grundstücks liegenden ca. 100 
Jahre alten Eiben. 
 
Ausnutzung des Baufensters 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Das Baufenster (überbaubare Fläche) wurde ausreichend groß eingezeichnet, damit den 
Bauherren die Entscheidung offengelassen wird, sich flexibel im Baufenster mit seinem 
Gebäude zu bewegen. Bebaut werden kann max. 0,4 der Grundstücksgröße.  
Eine Verkleinerung des Baufensters würde erstens die Flexibilität für den Bauherren 
einschränken, zweitens würde die mögliche Baumasse eingeschränkt werden und drittens 
würde die Maßnahme nicht zu einer Erhöhung der GRZ führen.  
 
Die GRZ errechnet sich nicht aufgrund der Fläche im Baufenster, sondern bezogen auf das 
Gesamtgrundstück. In diesem Falle würde eine Erhöhung von 0,4 = ca. 247m² Grundfläche 
auf 1,0= 618m², eine Überbauung zu 100% bedeuten. Das war bestimmt nicht von der 
Einwenderin so gedacht. 
 
Auch eine Festsetzung zum Erhalt oder der Entwicklung von Bäumen und Sträuchern auf 
den Grundstücken 19/8 und 19/9 kann nicht gefolgt werden. Zum einen soll hier der 
Baukörper entstehen, zum anderen befinden sich im hinteren Bereich des 
Gesamtgrundstückes (Einzelgrundstück 19/10) u.a ca. 100 Jahre als Eiben, die durch die 
Ausrichtung des Baufensters geschützt werden können. 
 
Zisterne 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Die Zisternensatzung gilt subsidiär zum Bebauungsplan (s. hierzu E: Rechtsgrundlage 
letzter Absatz). Eine abweichende Festsetzung für einzelne Gebiete zu treffen wäre nicht 
zielführend und müsste im Zweifelsfall bei jeder Satzungsänderung mit angepasst werden. 
Noch heute hat die Verwaltung Probleme mit der abweichenden Festsetzung zum Thema 
Stellplätze im K 2.2 „Flemetz/ Hohwiesen“ von 1978. 
 
 
Zu A 6 Nebenanlagen 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
Die Festsetzung A 6 wird überarbeitet. 
 
Zu B 3 Dacheindeckung 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Das Grundstück befindet sich unmittelbar angrenzend an den Geltungsbereich der 
Gestaltungssatzung Mammolshain. Hier sind dunkle Farbtöne aus historischen Gründen 
zum Erhalt der Gestalt des alten Ortskerns Mammolshain vorgegeben. Das Gebäude würde 
sich aufgrund seiner abweichenden äußeren Gestalt nicht einfügen. 
 
Zu B4 Grundstückseinfriedungen 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Gemäß Aussage des VHT ist dieses Buswartehäuschen nicht mehr seit 2009 in 
Verwendung.  
 
Auch bei einem barrierefreien Ausbau, kann auf den ehemaligen steinernen nicht mehr 
zeitgemäßen Fahrgastunterstand verzichtet werden. 
 
D 9 Artenschutz 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. 
 
Das Nordöstliche Grundstück gehört insgesamt 109 Personen und der Eigentümer des 
Plangebietes ist nicht unter diesen. Eine solche Festsetzung wäre daher nicht durchführbar. 
 
Es wird aber unter der Festsetzung A7 Grünordnerische Festsetzung aufgenommen, dass 
im Bauantragsverfahren eine Potenzialbewertung für die Artengruppen Vögel und Reptilien 
durchzuführen ist.  
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I Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 (2) BauGB 

 
Netzdienste RheinMain 
Solmsstraße 38 
60486 Frankfurt 
E-Mail vom 13.06 2022 
Eingang am 13. Juni 2022 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass grundsätzlich gegen die 1. Änderung keine Einwände 
bestehen. Bitte beachten Sie, dass im Geltungsbereich der Gashausanschluss mit 
Hauseinführung der angrenzenden Liegenschaft Oberstraße 23 befindet. Dieser müsste 
kostenpflichtig angepasst und umgelegt werden.  
 
Näheres bitten wir dem beiliegenden Schreiben zu entnehmen. 

Beschlussvorschlag/Beschluss 

Der Anregung wird gefolgt. 
 
Es wird ein entsprechender Hinweis unter D11 in die Textfestsetzungen und in der 
Begründung unter Punkt 9.9 aufgenommen. 
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I Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 (2) BauGB 

 
RP Darmstadt 
Wilhelminenstraße 1-3 
Wilhelminenhaus 
64283 Darmstadt 
Abteilung 3-Regionalplanung, Bauwesen, Wirtschaft, Verkehr 
Dezernat III 31.2- Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, Bauwesen 
Schreiben vom 10.06.2022 
Eingang am 10. Juni 2022 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass die Fläche innerhalb einer im Regionalplan 
Südhessen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) ausgewiesenen 
„Gemischten Baufläche, Bestand“ liegt. Dies entspricht der regionalplanerischen Festlegung 
„Vorranggebiet Siedlung, Bestand“ Zu der geplanten Festsetzung eines Mischgebietes 
bestehen aus regionalplanerischer Sicht keine Bedenken. 
 
Eine Zuständigkeit der oberen Naturschutzbehörde besteht gemäß § 2 Abs. 1 des 
hessischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) nicht. 
 
Aus Sicht der Abteilungen Grundwasser, Oberflächengewässer und Abwasser, 
anlagenbezogener Gewässerschutz, Immissionsschutz, Bodenschutz inkl. des vorsorgenden 
Bodenschutzes und der Bergrechtlichen Stellungnahme bestehen keine Bedenken 
 
Die Abteilung Abfallwirtschaft hat ebenfalls keine Bedenken, verweist aber auf das Merkblatt 
„Entsorgung von Bauabfällen“. 
 
Der Kampfmittelräumdienst wurde separat beteiligt. 
 
Näheres bitten wir dem beiliegenden Schreiben zu entnehmen. 
 

Beschlussvorschlag/Beschluss 

Dem Hinweiswird gefolgt. 
 
Unter Hinweis D4 wird das Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ aufgenommen. 
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I Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 (2) BauGB 

 
Hochtaunuskreis - Der Kreisausschuss,  
Fachbereich: Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung, Postfach 1941, 61289 Bad 
Homburg v.d. Höhe 
Schreiben vom 10.06.2022 
Eingang am 14. Juni 2022 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass Aus Sicht des Fachbereichs Wasser- und 
Bodenschutz nach Einsicht in das Fachinformationssystem Altlasten und 
Grundwasserschadensfälle (FIS AG) liegen im Bereich des Plangebietes keine sonstigen 
schädlichen Bodenveränderungen und Grundwasserschadensfälle vor, die in die 
Zuständigkeit der unteren Bodenschutzbehörde liegen.  
 
Der Passus zu den Schutzgebieten im Bebauungsplan ist zu ersetzen durch: 
 
1. „Das Plangebiet liegt in der Zone III zum Schutz gegen qualitative Beeinträchtigungen 

und der Zone D gegen quantitative Beeinträchtigungen des mit Verordnung vom 
30.10.1985 festgesetzten Heilquellenschutzgebietes…“ 

 
2. „Das Plangebiet liegt auch in der Schutzzone IIIA des mit Verordnung vom 12.06.1986 

festgesetzten Wasserschutzgebietes für die Trinkwassergewinnungsanlagen Brunnen I-
III am Schafhof…“ 

 
Aus Sicht der Abteilung Oberflächengewässer verläuft nach Aussagen in der Begründung 
der Badbach verrohrt durch das Plangebiet. Da diese Verrohrung unterhalb der öffentlichen 
Straßenfläche und unterhalb von Privatgrundstücken verläuft, sei eine Offenlegung des 
Badbach´s nicht möglich.  
 
Es wird darauf verwiesen, dass die Pflicht zur Offenlegung von Gewässern ausschließlich für 
Gewässer von wasserwirtschaftlich nicht untergeordneter Bedeutung im Sinne des § 1 
Absatz 2 HWG besteht.  
 
Der Fachbereich Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung begrüßt die 
Bebauungsplanänderung. Bei der Planung handelt es sich um die Ausweisung eines neuen 
Baufensters innerhalb eines bestehenden Mischgebiets. Gegen den Bebauungsplan 
bestehen aus natur- und artenschutzfachlicher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. Es 
wird empfohlen eine Regelung für eine Mindestfläche für Gehölzpflanzungen/-erhalt in die 
Festsetzungen (z.B. unter B 6) aufzunehmen. Die Untere Naturschutzbehörde empfiehlt 
einen Gehölzanteil von mindestens 18% der Grundstücksfläche festzusetzen. Auf die 
Durchwurzelbarkeit des Untergrundes ist zu achten. Um eine relativ schnelle Entwicklung der 
Gehölzflächen zu erreichen, wird empfohlen auf mindestens 3x verpflanzte Bäume 
zurückzugreifen und die nachfolgenden Pflanzdichten in die Festsetzungen aufzunehmen. 
 
„Je angefangene 100m² (Gehölzfläche) soll ein Baum 1. Ordnung (hier z.B. Spitzahorn, 
Bergahorn, Rotbuche, Eichen, Linden, Esche und Esskastanie), je angefangene 50m² soll 
ein Baum 2. Ordnung (hier z.B. Feldahorn, Hainbuche, Eberesche, Vogelkirsche, Walnuss, 
Wildbirne), je angefangene 10m² soll ein Baum 3. Ordnung (hier z.B. Wildapfel, 
Hochstämmige Obstbäume) bzw. je angefangener 5m² soll ein Strauch gepflanzt bzw. 
erhalten werden. 
 
Unter D 9 befindet sich ein Verweis auf eine Potentialanalysebewertung zum Artenschutz, 
welche den Unterlagen nicht beiliegt, so dass artenschutzrechtliche Belange nicht geprüft 
werden können. Es wird daraufhin gewiesen, dass dem Bauantrag eine 
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artenschutzrechtliche Prüfung unter Einbeziehung der Artengruppen Vögel und Reptilien 
beizulegen ist. 
 
Im Hinblick auf die geplante Bebauung mit viel Glas wird eine Vermeidungsmaßnahme zum 
Vogelschlag als notwendig erachtet. 
 
Aus Sicht des Fachbereichs Bauaufsicht, Denkmalschutz und Immissionsschutz wird die 
unter Ziffer 3 Bauweise und Baugrenze festgelegte Baugrenze und bei der abweichenden 
Bauweise unter anderem auf eine zu erfolgende Errichtung der Straßenfassade entlang der 
Straßenseite verwiesen. Dies ist jedoch nicht das planungsrechtlich korrekte Mittel. Eine 
Baugrenze verpflichtet gerade nicht zum Bau entlang dieser Grenze. Vielmehr müsste hierzu 
eine Baulinie vorgegeben werden, um den planerischen Wunsch rechtlich korrekt und 
bindend umzusetzen. 
 
Zudem sei die Die Festsetzung der Grundstückseinfriedung unklar und unbestimmt. Hier 
fehlen konkrete und nachvollziehbare Angaben zu dem „ehemaligen Buswartehäuschen“ 
und den konkreten Verlauf und konkrete Ausgestaltung einer „zu ergänzenden Mauer“. In 
der jetzigen Formulierung ist diese nicht nachvollziehbar und nicht umsetzbar. 
 
Näheres bitten wir dem beiliegenden Schreiben zu entnehmen. 
 

Beschlussvorschlag/Beschluss 
 

Trinkwasser- und Heilquellenschutzgebiete 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
Der Hinweis D6 und in der Begründung der Punkt 9.7 wird entsprechend angepasst. 
 
Fachbereich Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Aus Sicht der Planer und in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde sind die Ziele 
des Landschaftsplanes durch die vorhandene Begrünung erreicht, da die Felskante auch 
heute schon begrünt ist und weiterhin begrünt sein soll. Unter anderem auch aus diesem 
Grund soll das geplante Gebäude vom Fels abgerückt an der Straße errichtet werden. 
 
Im Bauleitplanverfahren wurde keine Potenzialbewertung durchgeführt. Dem Bauantrag ist 
eine artenschutzrechtliche Prüfung unter Einbeziehung der Artengruppen Vögel und 
Reptilien beizulegen zudem werden Vermeidungsmaßnahmen zum Vogelschlag festgesetzt. 
 
Fachbereich Bauaufsicht, Denkmalschutz und Immissionsschutz 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
Da das Grundstück eine kurvenartige Form aufweist und eine Errichtung eines Gebäudes in 
Kurvenform hinsichtlich Energetischer Nutzung, Kosten und Nutzung schwierig darstellbar 
ist, wird der Punkt A3 in der Textfestsetzung konkretisiert in dem ein maximaler Abstand zur 
Straße definiert wird. Erläuternd hierzu wird in der Begründung eine Skizze eingearbeitet um 
die Abstandsdefinition klarer zu fassen. 
 
Die Festsetzung zum Thema Grundstückseinfriedung wird überarbeitet und konkretisiert. 
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I Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 (2) BauGB 

 
Regierungspräsidium Darmstadt  
Luisenplatz 2 
Dezernat I 18-Kampfmittelräumdienst 
64283 Darmstadt 
Schreiben vom 01.06.2022 
Eingang am 01. Juni 2022 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass die Auswertung ergeben hat, dass im Plangebiet 
nicht mit dem Auffinden von Bombenblindgängern zurechnen ist. Auch eine mögliche 
Munitionsbelastung ist nicht bekannt. Sollte dennoch ein kampfmittelverdächtiger 
Gegenstand gefunden werden, ist der Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 
 
Näheres bitten wir dem beiliegenden Schreiben zu entnehmen. 
 

Beschlussvorschlag/Beschluss 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Es besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
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I Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 (2) BauGB 

 
Stadtwerke Königstein im Taunus 
Burgweg 5 
61462 Königstein im Taunus 
Schreiben vom 23.05.2022 
Eingang am 23. Mai 2022 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass auf die Stellungnahme aus dem ersten 
Bebauungsplanverfahren vom 08.07.2015 verwiesen wird. Zur besseren Darstellung wurde 
noch ein Entwässerungsschema des Plangebietes beigefügt. 
 
Zu Einzelheiten verweisen wir auf das Schreiben als Anlage. 
 

Beschlussvorschlag/Beschluss 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Stellungnahme vom 08.07.2015 wurde seinerzeit bereits eingearbeitet. 
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I Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 (2) BauGB 

 
Verkehrsverbund Hochtaunus 
Herr Bernhard Pawlik 
Verkehrsmeister ÖPNV 
Ludwig-Erhard-Anlage 1-5 
61352 Bad Homburg v.d. Höhe 
Schreiben vom 12.05.2022 
Eingang am 12. Mai 2022 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass die Haltestelle Mammolshain „Am Mönchswald“ 
Richtung Kronberg seit 2009 nicht mehr aktiv ist. Auch wenn nicht sicher ist, dass auch 
wieder eine Haltestelle betreffs barrierefreien Ausbaus (Ersatzstandort für Haltestelle 
Evangelische Kirche) entstehen kann oder wird, kann auf den ehemaligen steinernen nicht 
mehr zeitgemäßen Fahrgastunterstand definitiv verzichtet werden. 
 
Näheres bitten wir dem beiliegenden Schreiben zu entnehmen. 
 

Beschlussvorschlag/Beschluss 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Das Buswartehallenhäuschen soll nicht weiter betrieben werden. 
 
Es besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
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I Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 (2) BauGB 

 
Rhein-Main-Verkehrsverbund  GmbH 
Alte Bleiche 5 
65719 Hofheim 
Mail vom 09.05.2022 
Eingang am 09. Mai 2022 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass empfohlen wird, die Bushaltestelle barrierefrei 
auszubauen und einen Ersatz für den Witterungsschutz anzubieten. 
 
Zudem wird darum gebeten, dass in der Begründung geändert wird, dass die Buslinie 85 
nicht dem RMV sondern dem VHT zuzuordnenden ist. 
 
Näheres bitten wir dem beiliegenden Schreiben zu entnehmen. 
 

Beschlussvorschlag/Beschluss 

 
Der Anregung wird teilweise gefolgt.  
 
Die Bushaltestelle ist heute bereits außer Betrieb. Hier wird weitergehend auf die 
Stellungnahme von VHT verwiesen: 
 
Auch wenn nicht sicher ist, dass auch wieder eine Haltestelle betreffs barrierefreien 
Ausbaus (Ersatzstandort für Haltestelle Evangelische Kirche) entstehen kann oder wird, 
kann auf den ehemaligen steinernen nicht mehr zeitgemäßen Fahrgastunterstand definitiv 
verzichtet werden. 
 
Die Begründung wird entsprechend angepasst. 

 









Bebauungsplan M 13.1 „Oberstraße/Vorderstraße“ 1. Änderung“ 

II. Sonstige Planänderungen 
 

 B 5 Abgrabung im Grenzbereich ergänzt 

 Rechtsgrundlage unter E aktualisiert 

 Im Plan in der Nutzungsschablone die Bezeichnung angepasst. 




